
 
 
 

 

Geschäftsführung  
Rat 

Frau Kramp 

Telefon:  (0221) 221-22061  
Fax       :  (0221) 221-26570 
E-Mail:  Petra.Kramp@stadt-koeln.de 

Datum: 15.09.2015 

Auszug 

aus dem Entwurf der Niederschrift der 15. Sitzung des Rates vom 
10.09.2015 

öffentlich 

3 Anträge des Rates / Vorschläge und Anregungen der Bezirksvertretun-
gen 

3.1 Anträge gemäß § 3 der Geschäftsordnung des Rates und der Bezirks-
vertretungen 

3.1.8 Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion, der CDU-Fraktion, der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion Die Linke., der FDP-Fraktion, der 
Gruppe Piraten und der Gruppe Deine Freunde betreffend "Unterbrin-
gung und Integration von Flüchtlingen in Köln" 
AN/1385/2015 

Beschluss: 

I. 
  
Der Rat bekräftigt seinen Beschluss vom 16.12.2014  (AN/1784/2014) zur Unter-
bringung von Flüchtlingen in Köln und bittet die Verwaltung, den aktuellen Sach-
stand hinsichtlich der Umsetzung der einzelnen Beschlusspunkte dem Ausschuss 
Soziales und Senioren, dem Integrationsrat, dem JHA und dem Hauptausschuss 
periodisch berichten. Insbesondere soll hierbei auch über die Ergebnisse zu den 
im Rat in seiner Sitzung am 24.03.2015 beauftragten Mindeststandards berichtet 
werden.  
  
Dabei erfordert der in den vergangenen Monaten noch einmal gestiegene Zu-
strom von schutzsuchenden Menschen, dass die Verwaltung ihr besonderes Au-
genmerk auf folgende Punkte legt:  
 

1. Absolut vorrangig ist, mehr geeignete Wohnobjekte und Grundstücke sowohl für 
die temporäre als auch dauerhafte Unterbringung von Flüchtlingen zu mobilisie-



  

ren, um die Unterbringung in Turnhallen und Zelten zu vermeiden. Dazu wird die 
Verwaltung beauftragt: 

 
a. die Stadtwerke und ihre Tochterunternehmen sowie städtische Unternehmen 

aufzufordern, der Verwaltung eine Aufstellung ihrer leerstehenden Gebäude 
sowie Freiflächen bis Ende Oktober 2015 vorzulegen. 
 

b. Verstärkt und fortlaufend städtische Liegenschaften für die Flüchtlingsunter-
bringung prioritär zu prüfen und die Ergebnisse dem Ausschuss Soziales und 
Senioren, dem Liegenschaftsausschuss und dem Betriebsausschuss Gebäu-
dewirtschaft vorzulegen. 
 

c. mit der GAG Immobilien AG und moderne Stadt GmbH, sowie ggf. gemein-
sam mit der TH Köln, Fakultäten für Architektur und Bauingenieurwesen, bis 
Ende des Jahres 2015 konkrete Vorschläge zu erarbeiten, wie kurzfristig die 
Schaffung von Wohnraum für Flüchtlinge in Einfachbauweise realisiert werden 
kann. 

 
d. die Landesregierung aufzufordern, Ausnahmegenehmigungen zur flexibleren 

Handhabung von Bauvorschriften bei der Errichtung von Wohnraum für 
Flüchtlinge zu erlassen. Dazu gehört auch, dass geringfügige Über- oder Un-
terschreitungen vorgegebener Wohnungsgrößen außer Acht gelassen werden 

 
e. und die logistischen, zeitlichen, finanziellen und vergaberechtlichen Rahmen-

bedingungen für den Bau von Holzständerbauten in Ergänzung zu den derzeit 
nicht lieferbaren Wohncontainerbauten für die Unterbringung von Flüchtlingen 
darzulegen. 
 

f. die personelle Verstärkung von betroffenen Dienststellen und Ämtern (insbe-
sondere Wohnungsamt, Ausländerbehörde usw.) einzuleiten. 
 

g. die rechtlichen Grundlagen für die Anwendung des § 19 Ordnungsbehörden-
gesetz NRW für die mögliche Nutzung geeigneter Immobilien kurzfristig dar-
zustellen. 
 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, einen Betreuungsschlüssel von 1:80 für die Be-

treuung von Flüchtlingen zugrunde zu legen. Dies gilt vorrangig für die soziale 
Betreuung. Darüber hinaus ist auf ein Betreuungsnetz von ehrenamtlichen Hel-
fer*innen und Hausmeistern sowie Sicherheitsfirmen zurückzugreifen. Besonde-
re Anstrengungen sind für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge, wie z.B. 
Traumatisierte, Frauen, Kinder und Jugendliche mit Gewalterfahrung, sowie 
Flüchtlinge mit LSBT-Hintergrund zu unternehmen.  
 

3. Zudem ist ein besonderes Augenmerk zu legen auf die Betreuung der aktuell 
und mittelfristig in Köln ankommenden unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge. 
Hier muss eine dem Kindeswohl entsprechende Unterbringung und Versorgung 
gewährleistet werden. Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung der Un-
terbringung, Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher 
zum 01.01.2016 soll eine bedarfsgerechte Personalausstattung und Platzzahl 
geschaffen werden, um die Betreuung der Kinder und Jugendlichen während ih-
res Aufenthalts in Köln zu gewährleisten.  



  

In diesem Zuge appelliert der Rat an alle Träger der Jugendhilfe, sich am drin-
gend benötigten Platzausbau für Kinder und Jugendliche zu beteiligen.  
 

4. Das Jobcenter und die Bundesanstalt für Arbeit werden gebeten, die Anstren-
gungen für die Qualifizierung und Vermittlung von Flüchtlingen zu verstärken. 
 

5. Der Rat der Stadt Köln appelliert an die Landesregierung, die aktuell vom Bund 
bereitgestellten Mittel in vollem Umfang an die Kommunen weiter zu geben. 

 
II.  
 

Unter Berücksichtigung dieser Bausteine und Rahmenbedingungen wird die Ver-
waltung gebeten, das „Konzept zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen“ 
vom 14.07.2011 (1891/2011 Anlage 1) zu einem gesamtstädtischen ressortüber-
greifenden Handlungsprogramm zur Unterbringung, Betreuung und Integration von 
Flüchtlingen weiterzuentwickeln, das die genannten Schwerpunkte setzt, die ge-
schilderten drastischen Entwicklungen bei der Unterbringung und Betreuung der 
Flüchtlinge berücksichtigt und den besonderen, sich aktuell noch einmal besonders 
abzeichnenden Herausforderungen Rechnung trägt. Die Ergebnisse der beschlos-
senen Erarbeitung von Mindeststandards sollen in das Programm einfließen. 
Da davon auszugehen ist, dass ein großer Anteil von Flüchtlingen mittel- bis lang-
fristig in Köln bleiben wird, ist das Handlungsprogramm um den Punkt „ Integration“ 
(kulturelle Orientierung, Sprachkompetenz und Bildung, Gesundheit, berufliche Ori-
entierung und Eingliederung) zu ergänzen. 

 
III. 
 

Die Verwaltung wird beauftragt einen Kölner Flüchtlingsgipfel unter Einbeziehung 
des Runden Tischs für Flüchtlingsfragen durchzuführen, um notwendige Maßnah-
men und Kooperationen zur Unterbringung und Betreuung der Flüchtlinge zu opti-
mieren. Daran sollen u.a. die kirchlichen Träger und engagierten Gemeinden, die 
Wohlfahrtsverbände, der Integrationsrat, die Willkommensinitiativen, die Stadtwer-
ke, die GAG AG, das Wohnungsbauforum, die Antoniter-Siedlungsgesellschaft mbH 
Köln, die Aachener Siedlungsgesellschaft mbH Köln, die Fachbereiche Architektur, 
Bauingenieurwesen und Angewandte Sozialwissenschaften der TH Köln teilneh-
men.  
 
 

Abstimmungsergebnis: 
 
Mehrheitlich gegen die Stimmen der Gruppe pro Köln sowie bei Stimmenthaltung der 
AfD-Fraktion zugestimmt. 
__________ 
Anmerkung: 
 
3.1.1 Antrag der Fraktion Die Linke., der Gruppe Piraten und der Gruppe Deine Freunde betreffend "Ge-

samtkonzept zur Flüchtlingsunterbringung" 

 AN/1300/2015 
 
3.1.3 Antrag der Gruppe pro Köln betreffend "Umwandlung des Autonomen Zentrums in eine Asylbewerbe-

runterkunft" 

 AN/1221/2015 
 



  

3.1.5 Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betreffend "Beitritt zur 

Rahmenvereinbarung zur Einführung der Gesundheitskarte für Flüchtlinge" 

 AN/1346/2015 
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